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09. Dezember 2008

Pressemitteilung

Verzicht auf Funktionalreform:
Folgen nun Standortschließungen in Halberstadt, 
Salzwedel und Stendal?
„Der Verzicht auf eine kraftvolle Funktionalreform dürfte zu einem weiteren Rückzug staatlicher Behörden aus der Fläche führen. Von den 7 Standorten der Ämter für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten werden insbesondere die Nebenstellen in Halberstadt und Salzwedel betroffen sein. Ebenso dürften schon bald die Gewerbeaufsichtsämter in Stendal und Halberstadt auf dem Prüfstand stehen“, befürchtet Heinz-Lothar Theel, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Landkreistages Sachsen-Anhalt, mit Blick auf die bekannt gewordene Entscheidung der Lenkungsgruppe für die Verwaltungs- und Funktionalreform gegen eine weitgehende Kommunalisierung von Aufgaben. Das vom Kabinett eingesetzte Gremium hatte dem Vernehmen nach am letzten Mittwoch beschlossen, die Aufgabenbereiche Agrarstruktur der Ämter für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten (ÄLFF) und Arbeitsschutz des Landesamtes für Verbraucherschutz entgegen der bisherigen Beschlusslage nicht auf die Landkreise und kreisfreien Städte zu übertragen.

Der Prozess der Funktionalreform ist aus Sicht des Landkreistages Sachsen-Anhalt unausweichlich, weil es nur auf diesem Wege gelingt, die Verwaltung im Land Sachsen-Anhalt 

· der rückläufigen Bevölkerungsentwicklung, 

· den sinkenden finanziellen Ressourcen und 

· dem landesweit notwendigen weiteren Personalabbau 

anzupassen und damit zukunftsfähig aufzustellen. Alle drei Aspekte waren auch die entscheidenden Argumente für eine Gemeinde- und Kreisgebietsreform im Land Sachsen-Anhalt. Die staatliche Verwaltung kann sich dieser Entwicklung nicht entziehen. Insofern ist die Funktionalreform nur eine konsequente Fortsetzung der kommunalen Neugliederung.

Wenn immer weniger Finanzmittel für Land und Kommunen zur Verfügung stehen und auch der öffentliche Dienst absehbar mit einem erheblichen Fachkräftemangel (z. B. bei Bau- und Verfahrensingenieuren, Amtsärzten) zu rechnen hat, ergeben sich nur zwei Lösungswege:

· Bündelung der Kompetenzen auf kommunaler Ebene (Kommunalisierung) oder

· Zusammenlegung von Standorten staatlicher Behörden (Zentralisierung).

Durch die Kommunalisierung können staatliche Aufgaben wirtschaftlicher und effektiver organisiert werden als bei einem Nebeneinander von Landes- und Kommunalbehörden. Ein vollständiger Personalübergang und die Vereinbarung einer Effizienzrendite sollten diesen Weg eigentlich auch für das Land interessant erscheinen lassen.

Wird dieser Weg ausgeschlagen, bleibt nur die weitere Zentralisierung staatlicher Fachbehörden. Hiervon dürften schon bald die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den ÄLFF-Nebenstellen in Salzwedel (Hauptstandort: Stendal) und Halberstadt (Hauptstandort: Wanzleben) betroffen sein. Bei einer weiteren Zentralisierung der bisher 5 Standorte für die Gewerbeaufsicht müssten sich die Dezernate in Halberstadt und Stendal gegenüber den Dezernaten in Halle, Magdeburg und Dessau-Roßlau behaupten. 

„Für uns bleibt die Kommunalisierung staatlicher Aufgabenbereiche ein wichtiger Baustein für die weitere Entwicklung des ländlichen Raums, in dem nahezu 80 % der Bevölkerung Sachsen-Anhalts leben. Die Funktionalreform bietet daher eine Chance, die zu erledigenden Aufgaben in der Fläche zu halten“, erläutert Theel.

Hintergrund:

Grundlage für eine kraftvolle Funktionalreform im Land Sachsen-Anhalt sind eindeutige rechtliche und politische Festlegungen. Hierbei handelt es sich konkret um

· das grundsätzliche Kommunalisierungsgebot nach § 4 Abs. 1 Verwaltungsmodernisierungsgrundsätzegesetz vom 27. Februar 2003, 

· die Ankündigung weiterer Aufgabenverlagerungen im Zuge der Kreisgebietsreform nach § 5 Abs. 2 Kommunalneugliederungs-Grundsätzegesetz vom 11. Mai 2005 sowie 

· die deutlich erklärte Absicht der Koalitionspartner, in der laufenden Legislaturperiode eine substantielle Aufgabenverlagerung vom Landesverwaltungsamt und den Fachbehörden zu den kreisfreien Städten und Landkreisen durchzuführen (Koalitionsvereinbarung 2006 bis 2011, Zeilen 1415 - 1422). 
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